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 Sicherheitsrat 
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Resolution 955 (1994) 

verabschiedet auf der 3453. Sitzung des Sicherheitsrats 
am 8. November 1994 

 Der Sicherheitsrat, 

 in Bekräftigung aller seiner früheren Resolutionen über die Situation in Ruanda, 

 nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs gemäß Ziffer 3 der Resolution 
935 (1994) vom 1. Juli 1994 (S/1994/879 und S/1994/906) und nach Kenntnisnahme  der 
Berichte des Sonderberichterstatters der Menschenrechtskommission der Vereinten Natio-
nen für Ruanda (S/1994/1157, Anhang I und Anhang II), 

   mit dem Ausdruck der Anerkennung für die Arbeit der gemäß Resolution 935 (1994) 
eingerichteten Sachverständigenkommission, insbesondere für ihren vorläufigen Bericht 
über Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht in Ruanda, der mit dem Schreiben des 
Generalsekretärs vom 1. Oktober 1994 (S/1994/1125) übermittelt wurde, 

 mit dem erneuten Ausdruck  seiner ernsten Besorgnis über Berichte, wonach in Ruanda 
Völkermord und systematische, weitverbreitete und flagrante Verstöße gegen das 
humanitäre Völkerrecht begangen worden sind, 

 feststellend, daß diese Situation auch weiterhin eine Bedrohung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit darstellt, 

 entschlossen, diesen Verbrechen ein Ende zu setzen und wirksame Maßnahmen zu er-
greifen, um die Personen, die dafür verantwortlich sind, vor Gericht zu bringen, 

 überzeugt, daß unter den besonderen Umständen in Ruanda die strafrechtliche Verfol-
gung von Personen, die für schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht verant-
wortlich sind, die Verwirklichung dieses Zieles gestatten und zur nationalen Aussöhnung 
wie auch zur Wiederherstellung und Wahrung des Friedens beitragen würde, 

 die Auffassung vertretend, daß die Schaffung eines internationalen Gerichts zur 
Verfolgung der Personen, die für Völkermord und die anderen genannten Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht verantwortlich sind, dazu beitragen wird, daß diesen Verstößen 
Einhalt geboten und wirksame Abhilfe geschaffen wird, 
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 sowie betonend, daß es einer internationalen Zusammenarbeit bedarf, um die Gerichte 
und das Justizwesen Ruandas zu stärken, insbesondere im Hinblick darauf, daß diese Ge -
richte mit einer großen Anzahl von Verdächtigen zu tun haben werden, 

 in der Erwägung, daß die gemäß Resolution 935 (1994) eingerichtete Sachver-
ständigenkommission die Sammlung von Informationen im Zusammenhang mit Beweis -
material für im Hoheitsgebiet Ruandas begangene schwere Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht dringend fortsetzen und dem Generals ekretär bis 30. November 1994 ihren 
abschließenden Bericht vorlegen soll, 

 tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen,  

 1. beschließt hiermit nach Erhalt des Ersuchens der Regierung Ruandas 
(S/1994/1115), ein internationales Gericht zu schaffen, zu dem ausschließlichen Zweck der 
Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere schwere Verstöße gegen das 
humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und dem 
31. Dezember 1994 verantwortlich sind, und der Verfolgung ruandischer Staatsangehöriger, 
die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen 
Völkermord und andere derartige Verstöße verantwortlich sind, und zu diesem Zweck das 
in der Anlage zu dieser Resolution enthaltene Statut des Internationalen Strafgerichts für 
Ruanda zu verabschieden; 

 2. beschließt, daß alle Staaten mit dem Internationalen Gericht für Ruanda und mit 
seinen Organen im Einklang mit dieser Resolution und mit dem Statut des Gerichts voll 
zusammenarbeiten werden und daß somit alle Staaten alle nach ihrem innerstaatlichen 
Recht erforderlichen Maßnahmen ergreifen werden, um die Bestimmungen dieser Resolu-
tion und des Statuts umzusetzen, einschließlich der Verpflichtung der Staaten, Hilfeer-
suchen oder Verfügungen einer Strafkammer nach Artikel 28 des Statuts nachzukommen, 
und ersucht die Staaten, den Generalsekretär über solche Maßnahmen unterrichtet zu halten; 

 3. ist der Auffassung, daß die Regierung Ruandas unterrichtet werden sollte, bevor 
Beschlüsse nach den Artikeln 26 und 27 des Statuts getroffen werden; 

 4. bittet nachdrücklich die Staaten sowie die zwischenstaatlichen und nichtstaatli-
chen Organisationen, dem Internationalen Gericht für Ruanda Beiträge in Form von Geld- 
und Sachmitteln und Dienstleistungen zur Verfügung zu stellen und ihm namentlich auch 
Sachverständige anzubieten; 

 5. ersucht den Generalsekretär, diese Resolution umgehend durchzuführen und 
insbesondere praktische Vorkehrungen zu treffen, damit das Internationale Gericht für 
Ruanda so bald wie möglich wirksam tätig werden kann, namentlich dem Rat Empfehlun-
gen in bezug auf die als Sitz des Gerichts in Betracht kommenden Orte vorzulegen, und 
dem Rat in regelmäßigen Abständen Bericht zu erstatten; 

 6. beschließt, daß der Sitz des Internationalen Gerichts für Ruanda vom Rat be-
stimmt wird, nach Maßgabe von Erwägungen der Gerechtigkeit und Fairneß sowie der ver-
waltungsmäßigen Effizienz, namentlich des Zugangs zu den Zeugen, und der Wirtschaft-
lichkeit sowie vorbehaltlich des Abschlusses entsprechender Vereinbarungen zwischen den 
Vereinten Nationen und dem Sitzstaat, die für den Rat annehmbar sind, wobei das Interna-
tionale Gericht für Ruanda auch außerhalb seines Sitzes zusammentreten kann, wenn es dies 
für die effiziente Wahrnehmung seiner Aufgaben für erforderlich hält; und beschließt, vor-
behaltlich entsprechender ähnlicher Vereinbarungen, in Ruanda eine Dienststelle einzu-
richten und dort soweit durchführbar und angebracht Verfahren abzuwickeln; 

 7. beschließt, im Bedarfsfall eine Erhöhung der Anzahl der Richter und der Straf-
kammern des Internationalen Gerichts für Ruanda zu erwägen; 
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 8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt zu bleiben. 

 

ANLAGE 

Statut des Internationalen Gerichts für Ruanda 

 Das vom Sicherheitsrat kraft Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen errichtete 
Internationale Strafgericht zur Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere 
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen 
dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer 
Staatsangehöriger, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbar-
staaten begangenen Völkermord und andere derartige Verstöße verantwortlich sind (im fol-
genden als "das Internationale Gericht für Ruanda" bezeichnet), nimmt seine Aufgaben 
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Statuts wahr. 

Artikel 1  

Zuständigkeit des Internationalen Gerichts für Ruanda 

 Das Internationale Gericht für Ruanda ist befugt, Personen, die für schwere Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 
und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandische Staatsangehörige, die 
für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangene Verstöße 
dieser Art verantwortlich sind, nach den Bestimmungen dieses Statuts strafrechtlich zu ver-
folgen. 

Artikel 2  

Völkermord  

 1. Das Internationale Gericht für Ruanda ist befugt, Personen strafrechtlich zu 
verfolgen, die Völkermord im Sinne des Absatzes 2 oder eine der anderen in Absatz 3 auf-
geführten Handlungen begehen. 

 2. Völkermord ist jede der folgenden Handlungen, die in der Absicht begangen 
wird, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teil-
weise zu zerstören: 

 a) Tötung von Mitgliedern der Gruppe; 

 b) Verursachung von schwerem körperlichem oder seelischem Schaden an 
Mitgliedern der Gruppe; 

 c) vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet 
sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen; 

 d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der 
Gruppe gerichtet sind; 

 e) gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe. 

 3. Die folgenden Handlungen sind zu bestrafen: 

 a) Völkermord; 

 b) Verschwörung zur Begehung von Völkermord; 
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 c) unmittelbare und öffentliche Anreizung zur Begehung von Völkermord; 

 d) Versuch, Völkermord zu begehen; 

 e) Teilnahme am Völkermord. 

Artikel 3  

Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

 Das Internationale Gericht für Ruanda ist befugt, Personen strafrechtlich zu verfolgen, 
die für folgende Verbrechen verantwortlich sind, wenn diese im Rahmen eines breit ange-
legten oder systematischen Angriffs gegen die Zivilbevölkerung aus nationalen, politischen, 
ethnis chen, rassischen oder religiösen Gründen begangen werden: 

 a) Mord; 

 b) Ausrottung; 

 c) Versklavung; 

 d) Deportierung; 

 e) Freiheitsentziehung; 

 f) Folter; 

 g) Vergewaltigung; 

 h) Verfolgung aus politischen, rassischen und religiösen Gründen; 

 i) andere unmenschliche Handlungen. 

Artikel 4 

Verstöße gegen den gemeinsamen Artikel 3 der Genfer Abkommen und 
gegen deren Zusatzprotokoll II 

 Das Internationale Gericht für Ruanda ist befugt, Personen strafrechtlich zu verfolgen, 
die schwere Verstöße gegen den gemeinsamen Artikel 3 der Genfer Abkommen vom 
12. August 1949 zum Schutze der Kriegsopfer oder gegen deren Zusatzprotokoll II vom 
8. Juni 1977 begehen oder anordnen. Hierzu gehören, ohne daß dies eine erschöpfende Auf-
zählung wäre, die folgenden Verstöße: 

 a) Angriffe auf das Leben, die Gesundheit oder das körperliche oder geistige 
Wohlbefinden von Personen, insbesondere vorsätzliche Tötung sowie grausame Behand-
lung wie Folter, Verstümmelung und jede Art der körperlichen Züchtigung; 

 b) Kollektivstrafen; 

 c) Geiselnahme; 

 d) terroristische Handlungen; 

 e) Beeinträchtigung der persönlichen Würde, insbesondere entwürdigende und 
erniedrigende Behandlung, Vergewaltigung, Nötigung zur Prostitution und unzüchtige 
Handlungen jeder Art; 

 f) Plünderung; 
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 g) Verurteilung und Hinrichtung von Personen ohne vorhergehendes Urteil eines 
ordnungsgemäß zusammengesetzten Gerichts und ohne ein Gerichtsverfahren mit allen 
Garantien, die von den zivilisierten Völkern als unverzichtbar anerkannt werden; 

 h) Androhung einer der genannten Handlungen. 

Artikel 5  

Persönliche Zuständigkeit 

 Das Internationale Gericht für Ruanda hat Gerichtsbarkeit über natürliche Personen 
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Statuts. 

Artikel 6  

Individuelle strafrechtliche Verantwortlichkeit 

 1. Wer ein in den Artikeln 2 bis 4 dieses Statuts genanntes Verbrechen geplant, 
angeordnet, begangen oder dazu angestiftet hat oder auf andere Weise zur Planung, Vorbe-
reitung oder Ausführung des Verbrechens Beihilfe geleistet hat, ist für das Verbrechen 
individuell verantwortlich. 

 2. Die amtliche Stellung eines Beschuldigten, ob als Staats- oder Regierungschef 
oder als verantwortlicher Amtsträger der Regierung, enthebt den Betreffenden nicht der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit und führt auch nicht zur Strafmilderung. 

 3. Die Tatsache, daß eine der in den Artikeln 2 bis 4 dieses Statuts genannten 
Handlungen von einem Untergebenen begangen wurde, enthebt dessen Vorgesetzten nicht 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, sofern dieser wußte oder hätte wissen müssen, daß 
der Untergebene im Begriff war, eine solche Handlung zu begehen oder eine solche began-
gen hatte und der Vorgesetzte nicht die erforderlichen und angemessenen Maßnahmen 
ergriffen hat, um die Handlung zu verhindern oder die Täter zu bestrafen. 

 4. Die Tatsache, daß ein Angeklagter auf Anordnung einer Regierung oder eines 
Vorgesetzten gehandelt hat, enthebt den Betreffenden nicht der strafrechtlichen Verant-
wortlichkeit, sie kann jedoch strafmildernd berücksichtigt werden, wenn dies nach Fest-
stellung des Internationalen Gerichts für Ruanda aus Billigkeitserwägungen geboten ist. 

Artikel 7  

Räumliche und zeitliche Zuständigkeit 

 Die räumliche Zuständigkeit des Internationalen Gerichts für Ruanda erstreckt sich 
auf das Hoheitsgebiet Ruandas und schließt dessen Landgebiet und Luftraum ein sowie das 
Hoheitsgebiet der Nachbarstaaten, was von ruandischen Staatsangehörigen begangene 
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht betrifft. Die zeitliche Zuständigkeit 
des Internationalen Gerichts für Ruanda erstreckt sich auf einen Zeitraum, der am 1. Januar 
1994 beginnt und am 31. Dezember 1994 endet. 

Artikel 8  

Konkurrierende Zuständigkeit 

 1. Das Internationale Gericht für Ruanda und die einzelstaatlichen Gerichte haben 
konkurrierende Zuständigkeit für die strafrechtliche Verfolgung von Personen wegen 
schwerer Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen 
dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 sowie von ruandischen Staatsangehörigen 
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wegen ebensolcher Verstöße, die während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von 
Nachbarstaaten begangen wurden. 

 2. Das Internationale Gericht für Ruanda hat Vorrang vor den einzelstaatlichen 
Gerichten aller Staaten. In jedem Stadium des Verfahrens kann das Internationale Gericht 
für Ruanda die einzelstaatlichen Gerichte förmlich ersuchen, ihre Zuständigkeit in einem 
Verfahren im Einklang mit diesem Statut sowie mit der Verfahrensordnung und den Be-
weisregeln des Internationalen Gerichts für Ruanda an dieses abzutreten. 

Artikel 9  

Ne bis in idem 

 1. Niemand darf wegen Handlungen, die nach diesem Statut schwere Verstöße 
gegen das humanitäre Völkerrecht darstellen, vor ein einzelstaatliches Gericht gestellt wer-
den, wenn er wegen derselben Handlungen bereits von dem Internationalen Gericht für 
Ruanda verfolgt wurde. 

 2. Eine Person, die wegen Handlungen, die schwere Verstöße gegen das humani-
täre Völkerrecht darstellen, vor ein einzelstaatliches Gericht gestellt wurde, darf später von 
dem Internationalen Gericht für Ruanda nur dann belangt werden,  

 a) wenn die Handlung, derentwegen sie vor Gericht gestellt wurde, als ein 
gewöhnliches Verbrechen gewertet wurde; oder 

 b) wenn das einzelstaatliche Gerichtsverfahren nicht unparteilich und unabhängig 
war, wenn es darauf ausgerichtet war, den Angeklagten vor internationaler strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit zu schützen, oder wenn der Fall nicht mit der gebotenen Sorgfalt ver-
folgt wurde. 

 3. Bei der Bemessung der Strafe, die gegen eine eines Verbrechens nach diesem 
Statut für schuldig befundene Person verhängt werden soll, berücksichtigt das Internationale 
Gericht für Ruanda, inwieweit diese Person bereits eine von einem einzelstaatlichen Gericht 
wegen derselben Handlung verhängte Strafe verbüßt hat. 

Artikel 10 

Organisation des Internationalen Gerichts für Ruanda 

 Das Internationale Gericht für Ruanda setzt sich aus den folgenden Organen zusam-
men: 

 a) den Kammern, und zwar zwei Strafkammern und einer Berufungskammer; 

 b) dem Leiter der Anklagebehörde und 

 c) einer Kanzlei. 

Artikel 11 

Zusammensetzung der Kammern  

 Die Kammern setzen sich aus elf unabhängigen Richtern zusammen, von denen nicht 
mehr als einer Angehöriger desselben Staates sein darf und die wie folgt tätig werden: 

 a) drei Richter in jeder Strafkammer; 

 b) fünf Richter in der Berufungskammer. 
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Artikel 12 

Voraussetzungen für das Richteramt und Wahl der Richter 

 1. Die Richter müssen Personen von hohem sittlichem Ansehen sein, sich durch 
Unparteilichkeit und Integrität auszeichnen und die in ihrem Staat für die höchsten 
richterlichen Ämter erforderlichen Voraussetzungen erfüllen. Insgesamt ist bei der 
Zusammensetzung der Kammern der Erfahrung der Richter auf dem Gebiet des Strafrechts 
und des Völkerrechts, einschließlich des humanitären Völkerrechts, und der Menschen-
rechte gebührend Rechnung zu tragen. 

 2. Die Mitglieder der Berufungskammer des Internationalen Gerichts zur Verfol-
gung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien 
begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht (im folgenden als "das 
Internationale Gericht für das ehemalige Jugoslawien" bezeichnet) werden auch als Mit-
glieder der Berufungskammer des Internationalen Gerichts für Ruanda tätig. 

 3. Die Richter der Strafkammern des Internationalen Gerichts für Ruanda werden 
von der Generalversammlung aufgrund einer vom Sicherheitsrat vorgelegten Liste wie folgt 
gewählt: 

 a) Der Generalsekretär fordert die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und die 
Nichtmitgliedstaaten mit ständigen Beobachtermissionen am Amtssitz der Vereinten Natio-
nen auf, Richter für die Strafkammern zu benennen; 

 b) innerhalb von dreißig Tagen nach der Aufforderung durch den Generalsekretär 
kann jeder Staat bis zu zwei Bewerber benennen, welche die in Absatz 1 genannten Voraus-
setzungen erfüllen und von denen nicht mehr als einer Angehöriger desselben Staates sein 
darf und von denen keiner Angehöriger eines Staates sein darf, dem ein Richter der Be-
rufungskammer angehört; 

 c) der Generalsekretär leitet die eingegangenen Benennungen an den Sicherheitsrat 
weiter. Aufgrund der eingegangenen Benennungen stellt der Sicherheitsrat eine Liste von 
mindestens zwölf und höchstens achtzehn Bewerbern auf, wobei die angemessene Vertre-
tung der hauptsächlichen Rechtssysteme der Welt im Internationalen Gericht für Ruanda 
gebührend zu berücksichtigen ist; 

 d) der Präsident des Sicherheitsrats übermittelt die Liste der Bewerber an den 
Präsidenten der Generalversammlung. Aufgrund dieser Liste wählt die Generalversamm-
lung die sechs Richter der Strafkammern. Diejenigen Bewerber, welche die absolute Mehr-
heit der Stimmen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und der Nichtmitgliedstaaten 
mit ständigen Beobachtermissionen am Amtssitz der Vereinten Nationen erhalten, sind ge-
wählt. Erhalten zwei Bewerber mit derselben Staatsangehörigkeit die erforderliche Stim-
menmehrheit, so gilt der Bewerber mit der höheren Stimmenzahl als gewählt. 

 4. Bei Freiwerden eines Sitzes in den Strafkammern ernennt der Generalsekretär 
nach Absprache mit dem Präsidenten des Sicherheitsrats und dem Präsidenten der Ge neral-
versammlung für die restliche Amtszeit eine Person, welche die Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 erfüllt. 

 5. Die Richter der Strafkammern werden für eine Amtszeit von vier Jahren 
gewählt. Ihr Dienstverhältnis entspricht dem der Richter des Internationalen Gerichts für 
das ehemalige Jugoslawien. Wiederwahl ist zulässig. 

Artikel 13 
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Amtsträger und Mitglieder der Kammern  

 1. Die Richter des Internationalen Gerichts für Ruanda wählen einen Präsidenten. 

 2. Nach Absprache mit den Richtern des Internationalen Gerichts für Ruanda teilt 
der Präsident die Richter den Strafkammern zu. Ein Richter wird nur in der Kammer tätig, 
der er zugeteilt worden ist. 

 3. Die Richter jeder Strafkammer wählen einen Richter zum Vorsitzenden, der alle 
Verfahren vor dieser Kammer leitet. 

Artikel 14 

Verfahrensordnung und Beweisregeln 

 Die Richter des Internationalen Gerichts für Ruanda nehmen für das Verfahren vor 
dem Internationalen Gericht für Ruanda die Verfahrensordnung und Beweisregeln des 
Internationalen Gerichts für das ehemalige Jugoslawien an, die die Durchführung des Vor-
verfahrens, des Hauptverfahrens und des Rechtsmittelverfahrens, die Zulassung von Be-
weismitteln, den Schutz der Opfer und Zeugen und andere in Betracht zu ziehende Ange-
legenheiten regeln, und bringen dabei gegebenenfalls die ihnen erforderlich erscheinenden 
Änderungen an. 

Artikel 15 

Der Leiter der Anklagebehörde 

 1. Dem Leiter der Anklagebehörde obliegt es, gegen Personen, die für schwere 
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 
1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie gegen ruandische 
Staatsangehörige, die für während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet der Nachbar-
staaten begangene derartige Verstöße verantwortlich sind, zu ermitteln und diese Personen 
strafrechtlich zu verfolgen. 

 2. Der Leiter der Anklagebehörde handelt unabhängig als selbständiges Organ des 
Internationalen Gerichts für Ruanda. Er darf von einer Regierung oder von einer anderen 
Stelle Weisungen weder einholen noch entgegennehmen. 

 3. Der Leiter der Anklagebehörde des Internationalen Gerichts für das ehemalige 
Jugoslawien wird auch als Leiter der Anklagebehörde des Internationalen Gerichts für 
Ruanda tätig. Er verfügt zu seiner Unterstützung bei den Verfahren vor dem Internationalen 
Gericht für Ruanda über zusätzliches Personal, einschließlich eines Stellvertretenden An-
klägers. Dieses Personal wird vom Generalsekretär auf Empfehlung des Leiters der 
Anklagebehörde ernannt. 

Artikel 16 

Die Kanzlei 

 1. Die Kanzlei ist für die Verwaltung und die Leistung von Hilfsdiensten für das 
Internationale Gericht für Ruanda verantwortlich. 

 2. Die Kanzlei besteht aus dem Kanzler und dem anderen erforderlichen Personal. 

 3. Der Kanzler wird vom Generalsekretär nach Absprache mit dem Präsidenten 
des Internationalen Gerichts für Ruanda ernannt. Seine Amtszeit beträgt vier Jahre; Wieder-
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ernennung ist zulässig. Das Dienstverhältnis des Kanzlers entspricht dem eines Beige-
ordneten Generalsekretärs der Vereinten Nationen. 

 4. Das Personal der Kanzlei wird vom Generalsekretär auf Empfehlung des 
Kanzlers ernannt. 

Artikel 17 

Ermittlungen und Erstellung der Anklageschrift  

 1. Der Leiter der Anklagebehörde leitet von Amts wegen oder aufgrund von 
Informationen, die von irgendeiner Stelle, insbesondere von Regierungen, Organen der 
Vereinten Nationen, zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen eingeholt 
wurden, Ermittlungen ein. Der Leiter der Anklagebehörde bewertet die eingegangenen oder 
eingeholten Informationen und entscheidet darüber, ob hinreichende Voraussetzungen für 
die Fortführung des Verfahrens gegeben sind. 

 2. Der Leiter der Anklagebehörde ist befugt, Verdächtige, Opfer und Zeugen zu 
vernehmen, Beweis zu erheben und einen Augenschein einzunehmen. Bei der Wahrneh-
mung dieser Aufgaben kann der Leiter der Anklagebehörde die betreffenden staatlichen 
Behörden gegebenenfalls um Unterstützung ersuchen. 

 3. Bei einer Vernehmung hat der Beschuldigte Anspruch darauf, sich der Dienste 
eines Verteidigers seiner Wahl zu bedienen; fehlen ihm die Mittel zur Bezahlung eines 
Verteidigers, hat er Anspruch auf die unentgeltliche Beiordnung eines Verteidigers; er hat 
ferner erforderlichenfalls Anspruch auf Übersetzung in eine und aus einer Sprache, die er 
spricht und versteht. 

 4. Wird festgestellt, daß hinreichende Verdachtsgründe vorliegen, so erstellt der 
Leiter der Anklagebehörde eine Anklageschrift, die eine kurze Darstellung des Sachverhalts 
und des Verbrechens oder der Verbrechen enthält, die dem Angeschuldigten nach dem 
Statut zur Last gelegt werden. Die Anklageschrift wird einem Richter der Strafkammer zu-
geleitet. 

Artikel 18 

Prüfung der Anklageschrift  

 1. Der Richter der Strafkammer, dem die Anklageschrift zugeleitet wurde, prüft 
diese. Hat er sich davon überzeugt, daß der Leiter der Anklagebehörde hinreichende Ver-
dachtsgründe glaubhaft gemacht hat, so bestätigt er die Anklage. Anderenfalls wird die An-
klage abgewiesen. 

 2. Nach Bestätigung einer Anklage kann der Richter auf Antrag des Leiters der 
Anklagebehörde Verfügungen und Befehle zur Festnahme, Inhaftierung, Übergabe oder 
Überstellung von Personen sowie alle anderen Verfügungen erlassen, die zur Durchführung 
des Verfahrens erforderlich sind. 

Artikel 19 

Eröffnung und Führung des Verfahrens 

 1. Die Strafkammern gewährleisten, daß das Verfahren fair und zügig ist und im 
Einklang mit der Verfahrensordnung und den Beweisregeln sowie unter voller Wahrung der 
Rechte des Angeklagten und unter gebührender Berücksichtigung des Schutzes der Opfer 
und Zeugen geführt wird. 
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 2. Eine Person, gegen die eine Anklage bestätigt worden ist, ist aufgrund einer 
Verfügung oder eines Haftbefehls des Internationalen Gerichts für Ruanda in Gewahrsam 
zu nehmen, unverzüglich über die gegen sie erhobene Anklage zu unterrichten und an das 
Internationale Gericht für Ruanda zu überstellen. 

 3. Die Strafkammer verliest die Anklageschrift, vergewissert sich, daß die Rechte 
des Angeklagten gewahrt sind, bestätigt, daß der Angeklagte die Anklage verstanden hat, 
und fordert ihn auf, sich zur Anklage zu äußern. Sodann setzt die Strafkammer den Ver-
handlungstermin fest. 

 4. Die Verhandlung ist öffentlich, sofern die Strafkammer nicht nach Maßgabe 
ihrer Verfahrensordnung und den Beweisregeln beschließt, das Verfahren unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit durchzuführen. 

Artikel 20 

Rechte des Angeklagten 

 1. Alle Menschen sind vor dem Internationalen Gericht für Ruanda gleich. 

 2. Der Angeklagte hat Anspruch darauf, daß vorbehaltlich des Artikels 21 über die 
gegen ihn erhobene Anklage in billiger Weise und öffentlich verhandelt wird. 

 3. Der Angeklagte gilt als unschuldig, solange seine Schuld nicht nach den 
Bestimmungen dieses Statuts nachgewiesen ist. 

 4. Jeder, gegen den eine Anklage aufgrund dieses Statuts erhoben wird, hat in vol-
ler Gleichheit Anspruch auf folgende Mindestgarantien: 

 a) Er ist unverzüglich und im einzelnen in einer ihm verständlichen Sprache über 
Art und Grund der gegen ihn erhobenen Anklage zu unterrichten; 

 b) er muß hinreichend Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung seiner Verteidigung 
und zum Verkehr mit einem Verteidiger seiner Wahl haben; 

 c) es muß ohne unangemessene Verzögerung ein Urteil gegen ihn ergehen; 

 d) er hat das Recht, bei der Verhandlung anwesend zu sein und sich selbst zu 
verteidigen oder durch einen Verteidiger seiner Wahl verteidigen zu lassen; falls er keinen 
Verteidiger hat, ist er über das Recht, einen Verteidiger in Anspruch zu nehmen, zu unter-
richten; fehlen ihm die Mittel zur Bezahlung eines Verteidigers, so ist ihm ein Verteidiger 
unentgeltlich beizuordnen, wenn dies im Interesse der Ge rechtigkeit erforderlich ist; 

 e) er darf Fragen an die Belastungszeugen stellen oder stellen lassen und das 
Erscheinen und die Vernehmung von Entlastungszeugen unter den für die Belastungszeugen 
geltenden Bedingungen erwirken; 

 f) er kann die unentgeltliche Beiziehung eines Dolmetschers verlangen, wenn er 
die Verhandlungssprache des Internationalen Gerichts für Ruanda nicht versteht oder nicht 
spricht; 

 g) er darf nicht gezwungen werden, gegen sich selbst als Zeuge auszusagen oder 
sich schuldig zu bekennen. 

Artikel 21 

Schutz der Opfer und Zeugen 



 S/RES/955 (1994) 

 11

 Das Internationale Gericht für Ruanda trifft in seiner Verfahrensordnung und seinen 
Beweisregeln Vorkehrungen für den Schutz der Opfer und Zeugen. Diese Schutzmaßnah-
men umfassen, ohne darauf beschränkt zu sein, die Führung von Verhandlungen unter Aus-
schluß der Öffentlichkeit und den Schutz der Identität der Opfer. 

Artikel 22 

Urteil 

 1. Die Strafkammern verkünden die Urteile und verhängen Strafen gegen Perso-
nen, die schwerer Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht für schuldig befunden wur-
den. 

 2. Das Urteil wird mit Stimmenmehrheit der Richter der Strafkammer gefällt und 
in öffentlicher Sitzung der Strafkammer verkündet. Das Urteil ergeht zusammen mit einer 
schriftlichen Begründung, der persönliche oder abweichende Meinungen beigefügt sein 
können. 

Artikel 23 

Strafen 

 1. Die von der Strafkammer verhängten Strafen sind auf Freiheitsentziehung be-
schränkt. Bei der Bestimmung der Strafdauer berücksichtigen die Strafkammern die allge-
meine Praxis der Gerichte Ruandas in bezug auf Freiheitsstrafen. 

 2. Bei der Festsetzung der Strafen sollen die Strafkammern Umständen wie der 
Schwere der Tat und den persönlichen Verhältnissen des Verurteilten Rechnung tragen. 

 3. Neben einer Freiheitsstrafe können die Strafkammern auch anordnen, daß durch 
strafbares Verhalten, wie Nötigung, erworbene Vermögenswerte und Erträge den recht-
mäßigen Eigentümern zurückgegeben werden. 

Artikel 24 

Rechtsmittelverfahren 

 1. Die Berufungskammer entscheidet über Berufungsanträge der von den Straf-
kammern verurteilten Personen oder des Leiters der Anklagebehörde, die aus folgenden 
Gründen gestellt wurden: 

 a) wegen eines Rechtsirrtums, der die Entscheidung fehlerhaft macht; oder 

 b) wegen eines Tatsachenirrtums, der zu einem Fehlurteil geführt hat. 

 2. Die Berufungskammer kann die Entscheidungen der Strafkammern bestätigen, 
aufheben oder abändern. 

Artikel 25 

Wiederaufnahmeverfahren 

 Wird eine neue Tatsache bekannt, die zum Zeitpunkt des Verfahrens vor den Straf-
kammern oder der Berufungskammer nicht bekannt war und die für die Entscheidung von 
ausschlaggebender Bedeutung hätte sein können, kann der Verurteilte oder der Leiter der 
Anklagebehörde beim Internationalen Gericht für Ruanda einen Antrag auf Wiederauf-
nahme des Verfahrens stellen. 
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Artikel 26 

Vollstreckung des Urteils 

 Die Freiheitsstrafe wird in Ruanda oder in einem Staat verbüßt, der von dem 
Internationalen Gericht für Ruanda anhand einer Liste von Staaten bestimmt wird, die dem 
Sicherheitsrat ihre Bereitschaft bekundet haben, Verurteilte zu übernehmen. Die Freiheits-
strafe wird nach den anwendbaren Rechtsvorschriften des betreffenden Staates verbüßt und 
unterliegt der Aufsicht des Internationalen Gerichts für Ruanda. 

Artikel 27 

Begnadigung oder Strafumwandlung 

 Kommt der Verurteilte nach den anwendbaren Rechtsvorschriften des Staates, in dem 
er seine Freiheitsstrafe verbüßt, für eine Begnadigung oder eine Umwandlung der Strafe in 
Betracht, so teilt der betreffende Staat dies dem Internationalen Gericht für Ruanda mit. 
Eine Begnadigung oder Umwandlung der Strafe erfolgt nur dann, wenn der Präsident des 
Internationalen Gerichts für Ruanda im Benehmen mit den Richtern im Interesse der Ge -
rechtigkeit und nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen eine entsprechende Entscheidung 
trifft. 

Artikel 28 

Zusammenarbeit und Rechtshilfe  

 1. Die Staaten arbeiten bei den Ermittlungen gegen Personen, die der Begehung 
schwerer Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht beschuldigt werden, und bei deren 
strafrechtlicher Verfolgung mit dem Internationalen Gericht für Ruanda zusammen. 

 2. Die Staaten kommen jedem Rechtshilfeersuchen und jeder von einer Strafkam-
mer erlassenen Verfügung unverzüglich nach, insbesondere, jedoch nicht ausschließlich, in 
bezug auf 

 a) die Ermittlung von Personen und deren Aufenthalt; 

 b) die Vernehmung von Zeugen und das Beibringen von Beweisen; 

 c) die Zustellung von Schriftstücken; 

 d) die Festnahme oder Inhaftierung von Personen; 

 e) die Übergabe oder Überstellung des Angeschuldigten an das Internationale Ge -
richt für Ruanda. 

Artikel 29 

Rechtsstellung, Vorrechte und Immunitäten des Internationalen Gerichts für Ruanda 

 1. Das Übereinkommen vom 13. Februar 1946 über die Vorrechte und Immunitä-
ten der Vereinten Nationen findet Anwendung auf das Internationale Gericht für Ruanda, 
die Richter, den Leiter der Anklagebehörde und dessen Personal sowie auf den Kanzler und 
dessen Personal. 

 2. Die Richter, der Leiter der Anklagebehörde und der Kanzler genießen die Vor-
rechte, Immunitäten, Befreiungen und Erleichterungen, die Diplomaten nach dem Völker-
recht eingeräumt werden. 
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 3. Das Personal des Leiters der Anklagebehörde und des Kanzlers genießt die Vor-
rechte und Immunitäten, die nach den Artikeln V und VII des in Absatz 1 genannten Über-
einkommens den Bediensteten der Vereinten Nationen eingeräumt werden. 

 4. Anderen Personen, deren Anwesenheit am Sitz oder Tagungsort des Inter-
nationalen Gerichts für Ruanda erforderlich ist, einschließlich der Angeklagten, wird die für 
die reibungslose Wahrnehmung der Aufgaben des Gerichts notwendige Behandlung 
gewährt. 

Artikel 30 

Kosten des Internationalen Gerichts für Ruanda 

 Die Kosten des Internationalen Gerichts für Ruanda werden im Einklang mit Arti-
kel 17 der Charta der Vereinten Nationen aus dem ordentlichen Haushalt der Vereinten Na-
tionen bestritten. 

Artikel 31 

Arbeitssprachen 

 Die Arbeitssprachen des Internationalen Gerichts für Ruanda sind Englisch und 
Französisch. 

Artikel 32 

Jahresbericht 

 Der Präsident des Internationalen Gerichts für Ruanda legt dem Sicherheitsrat und der 
Generalversammlung einen Jahresbericht des Internationalen Gerichts für Ruanda vor. 


